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KURZFASSUNG

Forschung und Innovation (F&I) sind für Deutsch-
land von herausragender Bedeutung. Durch For-
schung werden neue Erkenntnisse geschaffen, durch 
Innovationen – technische, organisatorische oder an-
dere Neuerungen – werden neue Formen der Wert-
schöpfung erschlossen. In innovationsstarken Unter-
nehmen wachsen Produktion, Wertschöpfung und 
Beschäfti gung in weitaus stärkerem Maß als in inno-
vationsschwachen. Der öffentliche Sektor kann durch 
Innovationen an Effi zienz und Kundenorientierung 
gewinnen. Wohlstand und Lebensqualität der Men-
schen werden durch Innovationen positiv beein-
fl usst. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich für die Politik 
zunehmend die Frage, wie sie Forschung und Inno-
vation fördern kann und welche Position Deutsch-
land im internationalen Innovationswettbewerb ein-
nimmt. Die Bundesregierung hat deshalb im Jahr 
2006 die Einrichtung einer unabhängigen Experten-
kommission Forschung und Innovation (EFI) be-
schlossen. Sie hat die Aufgabe, Strukturen, Trends, 
Leistungsfähigkeit und Perspektiven des deutschen 
Forschungs- und Innovationssystems zu analysieren 
sowie Handlungsempfehlungen für dessen Weiter-
entwicklung zu erarbeiten. Das hiermit vorgelegte 
Gutachten ist das zentrale Instrument zur Erfüllung 
dieser Aufgabe.

Ausgangslage

In weiten Bereichen von Forschung und Innovation 
kann Deutschland auf eine positive Bilanz blicken. 
Deutsche Außenhandelsüberschüsse werden haupt-
sächlich auf der Grundlage innovativer, technisch 
anspruchsvoller Produkte und Dienstleistungen er-
zielt. Deutschland nimmt eine weltweit führende 
Rolle bei der Patentierung von Erfi ndungen und bei 
der Publikation wissenschaftlicher Ergebnisse ein. In 
den letzten Jahren hat die deutsche Politik darüber 
hinaus eine Reihe von wichtigen Maßnahmen ein-
geleitet, um Deutschland auf den stärker werdenden 
Wettbewerb und die Herausforderungen einer Wis-
sensökonomie vorzubereiten. Der jüngste Anstieg der 
volkswirtschaftlichen Aufwendungen für Forschung 
und Entwicklung (FuE) stellt ein erstes Indiz dafür 
dar, dass diese Maßnahmen greifen. Dennoch steht 
Deutschland vor wachsenden Herausforderungen. 
Die deutsche Politik, die Unternehmen, aber auch die 

Forschungs- und Bildungseinrichtungen können sich 
nicht mit dem Erreichten zufrieden geben.

Herausforderungen für den Innovationsstandort 
Deutschland

Die Expertenkommission Forschung und Innovation 
hat zentrale Herausforderungen für den Innovations-
standort Deutschland identifi ziert:

Deutschland hat in den letzten Jahren mit Exzel- –
lenzinitiative, Hightech-Strategie und anderen 
Maßnahmen beachtliche Fortschritte erzielt. Aber 
auch die Wettbewerber Deutschlands werden stär-
ker: Andere industrialisierte Länder erhöhen ihre 
Innovationsanstrengungen ebenfalls, Schwellen-
länder werden zu wirtschaftlichen Konkurrenten. 
Deutschland muss seine Position verteidigen und 
ausbauen. Der Staat und die Unternehmen müssen 
ihre Forschungs- und Innovationsanstrengungen 
weiter erhöhen.
Trotz der jüngsten Reformen der Unternehmensbe- –
steuerung wirkt das deutsche Steuersystem weiter-
hin in wichtigen Bereichen innovationshemmend. 
Es muss stärker auf die Unterstützung von For-
schung und Innovation ausgerichtet werden.
Das traditionelle deutsche Bildungssystem hatte  –
sich lange Zeit bewährt, ist aber im internationalen 
Vergleich zurückgefallen. Fachkräftemangel ist 
bereits jetzt in vielen Sektoren ein Hemmnis und 
wird das Innovationssystem dauerhaft belasten, 
wenn nicht entschieden und nachhaltig gegenge-
steuert wird.
Die Koordinationsanforderungen an die For- –
schungs- und Innovationspolitik steigen: Die 
Hightech-Strategie ist ein wichtiger Schritt zur Er-
höhung der Effektivität der nationalen F&I-Politik. 
Sie muss weitergeführt und konsequent optimiert 
werden. Innovative Dienstleistungen sollten brei-
ter berücksichtigt, die Nachhaltigkeitsstrategie 
muss geschärft werden. 
Deutschlands Innovationen sind hauptsächlich auf  –
etablierte Industrien ausgerichtet. Wachstumspo-
tenziale in Zukunftsmärkten werden derzeit noch 
nicht in ausreichendem Maß erschlossen, obwohl 
die Forschung in Deutschland dafür gute Grundla-
gen bietet. Forschung und Innovation in der Spit-
zentechnologie muss stärker gefördert werden. 
Hemmnisse für wachstumsorientierte Gründungen 
und deren Finanzierung sind abzubauen.
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Rahmenbedingungen für Finanzierung und
Steuerpolitik innovationsfreundlich gestalten

Unerlässliche Voraussetzung für Innovationen ist 
deren hinreichende Finanzierung. Gerade junge, in-
novative Unternehmen können oftmals nur auf Ei-
genkapital als Finanzierungsquelle zurückgreifen, da 
ihnen Fremdkapital von den Banken kaum zur Ver-
fügung gestellt wird. Auch im deutschen Mittelstand 
wirken sich niedrige Eigenkapitalquoten als Inno-
vationshemmnis aus. Dieser Finanzierungsengpass 
kann durch externes Beteiligungskapital wenigstens 
teilweise beseitigt werden. Allerdings ist der Markt 
für externes Beteiligungskapital im Vergleich zur 
Größe der deutschen Volkswirtschaft deutlich unter-
entwickelt. 

Angesichts der hohen Bedeutung von Eigenkapital für 
die Finanzierung von Innovationen sind die steuerli-
chen Rahmenbedingungen sowohl für die Unterneh-
men als auch für die sie fi nanzierenden Kapitalgeber 
von erheblicher Bedeutung. Eigenkapital wird jedoch 
von der deutschen Steuergesetzgebung schlechter be-
handelt als Fremdkapital. Während die bei der Auf-
nahme von Fremdkapital zu zahlenden Zinsen für die 
Unternehmen als Betriebsausgaben prinzipiell ab-
zugsfähig sind, wird bei einer Finanzierung durch Ei-
genkapital zweifach besteuert: auf der Seite der Un-
ternehmen und auf der Seite der Kapitalgeber. Dies 
wird von der Expertenkommission kritisiert. 

Ähnlich kritisch ist die Asymmetrie bei der Behand-
lung von Gewinnen und Verlusten zu beurteilen. 
Während der Staat im Rahmen des Steuersystems an 
allen Gewinnen teilhat, dürfen die Verluste, die bei 
Innovationsprojekten regelmäßig anfallen, nur teil-
weise berücksichtigt werden. Die Expertenkommissi-
on empfi ehlt, diese Behinderung von Forschung und 
Innovation durch die Steuerpolitik zu beseitigen. 

Nicht nur für Unternehmen, sondern auch für die Ge-
ber von Beteiligungskapital sind die Rahmenbedin-
gungen in Deutschland im internationalen Vergleich 
schlecht. Dafür ist vor allem die rechtliche Unsicher-
heit verantwortlich, ob Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften als vermögensverwaltend oder als gewerb-
lich tätig eingestuft werden. Da diese Eingruppierung 
erhebliche Auswirkungen auf die Besteuerung hat, 
führt diese Situation im Ergebnis zu einer erkennba-
ren Reduktion des in Deutschland angesiedelten Be-
teiligungskapitals. 

Die Rahmenbedingungen für Wagniskapital sollen 
durch ein im Jahr 2008 in Kraft tretendes Gesetz zu 
Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaften optimiert 
werden. Auch wenn das Gesetz in die richtige Rich-
tung geht, ist es doch zu restriktiv ausgestaltet, um 
durchgreifende Verbesserungen erwarten zu lassen. 
Die Expertenkommission empfi ehlt, die im Gesetz 
vorliegenden Einschränkungen fallen zu lassen, um 
eine wirksame und international wettbewerbsfähige 
Förderung von Wagniskapitalfi nanzierungen zu er-
reichen. 

Um für Unternehmen in Deutschland eine einfache 
und langfristig planbare Form der FuE-Förderung zu 
etablieren, rät die Expertenkommission, eine steuer-
liche FuE-Maßnahme zu entwickeln, wie sie inzwi-
schen in vielen OECD- und EU-Ländern erfolgreich 
eingesetzt wird. Aufgrund der rückläufi gen Entwick-
lung der Innovationsbeiträge von kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) in Deutschland empfi ehlt 
es sich, dabei eine bevorzugte Förderung von KMU 
vorzusehen. Diese Präferenz ist auch aus anderen 
Gründen berechtigt: Finanzierungsrestriktionen und 
die schon beschriebenen Asymmetrien in der Behand-
lung von Eigen- und Fremdkapital treffen vor allem 
KMU und Gründungen, weniger aber die Großunter-
nehmen. Eine FuE-Breitenförderung im Steuersystem 
könnte bei sinnvoller Gestaltung eine wichtige Er-
gänzung der gezielten FuE-Projektförderung darstel-
len, die weiterhin bei spezifi schen Problemstellungen 
eingesetzt werden soll. So können beide Instrumente 
ihre komplementäre Wirkung entfalten. Darüber hi-
naus könnten von einer steuerlichen FuE-Förderung 
wichtige Impulse für das Erreichen des Drei-Prozent-
Ziels ausgehen.

Fachkräftemangel belastet das Innovationssystem – 
Bildungssystem umgehend weiter ausbauen

Deutschland liegt im internationalen Vergleich der 
Bildungssysteme weit von der Spitzengruppe ent-
fernt, mit erheblichen Auswirkungen auf den Inno-
vationswettbewerb. Staat und Wirtschaft haben die 
Herausforderungen erkannt. Maßnahmen zur Verbes-
serung des Bildungssystems müssen schon in frühen 
Bildungsabschnitten ansetzen. 

Trotz vielfältiger Bemühungen weist Deutschland 
im internationalen Vergleich einen geringen Anteil 
kompetenzreicher und einen besonders hohen Anteil 
kompetenzarmer Jugendlicher auf. Die Gruppe der 
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Kompetenzarmen setzt sich insbesondere aus Kindern 
bildungsferner Schichten und aus Kindern mit Migra-
tionshintergrund zusammen. Der Anteil Kompetenz-
armer ist drastisch zu senken, weil diese Gruppe nur 
bedingt an Innovationen teilhaben kann. Der Anteil 
Studierender ist in beträchtlichem Umfang zu erhö-
hen, insbesondere durch Erhöhung der Zahl der Stu-
dierenden in den Natur- und Ingenieurwissenschaften. 

Die Bereitschaft deutscher Unternehmen, in Weiter-
bildung zu investieren, ist in den letzten Jahren zu-
rückgegangen, obgleich Deutschland im internationa-
len Vergleich bereits auf sehr niedrigem Niveau liegt. 
Viele Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Deutschland 
verstehen Weiterbildung nicht als Zukunftsinvestiti-
on. Die Expertenkommission sieht eine Steigerung 
der Weiterbildungsquote jedoch als wesentlich für 
den Innovationsstandort Deutschland an. 

Aufgrund der demografi schen Entwicklung wird die 
absolute Zahl gut Ausgebildeter bald zurückgehen. 
Dem steht eine erhöhte Nachfrage nach hochquali-
fi ziertem Personal gegenüber. Fachkräfte werden zu 
einem immer knapperen Gut. Es gibt verschiedene 
Möglichkeiten, die Zahl gut ausgebildeter Arbeits-
kräfte zu erhöhen: die Steigerung der Erwerbsquote 
von Frauen, die Erhöhung der Bildungschancen so-
zial Benachteiligter, die Senkung des Anteils der Stu-
dienabbrecher sowie die gezielte Zuwanderung von 
Fachkräften aus dem Ausland. Diese Maßnahmen 
können sich nicht gegenseitig ersetzen, sie müssen 
parallel und in Kombination mit Weiterbildungsmaß-
nahmen verfolgt werden.

Zur Erhöhung der Innovationsfähigkeit ist ein ganz-
heitlicher Ausbau des Bildungssystems erforderlich. 
Die Kommission hält ein Bündel von Maßnahmen 
für unabdingbar, welches bereits in der frühkindli-
chen Entwicklung einsetzt und eine Verbesserung des 
Schul- und Hochschulsystems umfasst. Diese Schritte 
erfordern eine beträchtliche Erhöhung der volkswirt-
schaftlichen Bildungsausgaben. Im Vergleich dazu 
würden die Kosten des Nicht-Handelns für die deut-
sche Volkswirtschaft deutlich höher ausfallen.

Hightech-Strategie mobilisiert Kräfte –
Verbesserungspotenziale ausschöpfen

Die Hightech-Strategie der Bundesregierung ist ein 
bedeutender Schritt bei der Weiterentwicklung ihrer 
F&I-Maßnahmen. Die Expertenkommission begrüßt 

ausdrücklich, dass mit der Hightech-Strategie die An-
strengungen verschiedener Ressorts gebündelt und 
in ihrer Kohärenz verbessert werden. Der Mobilisie-
rungseffekt der Hightech-Strategie ist unverkennbar. 
Weil die Hightech-Strategie versucht, selektiv vorzu-
gehen und die Förderung des Bundes auf ausgewählte 
Technologien und Querschnittsmaßnahmen zu kon-
zentrieren, stellt sich die Frage nach den Kriterien der 
Auswahl der zu fördernden Technologiefelder. Die 
Expertenkommission empfi ehlt, diese Kriterien sys-
tematisch zu entwickeln, transparenter darzustellen 
und dabei Instrumente der Technikvorausschau auch 
ressortübergreifend einzusetzen. 

Erfreulich ist der hohe Bekanntheitsgrad der High-
tech-Strategie bei deutschen Unternehmen sowie 
deren Absicht, ihre FuE-Budgets auszuweiten. Die 
Zielgenauigkeit der Strategie lässt sich bei ihrer 
Weiterentwicklung noch erhöhen, wenn innovative 
Dienstleistungen deutlich stärker berücksichtigt wer-
den, da sie eine wichtige Schlüsselfunktion für Wirt-
schaft und Beschäftigung haben. 

Der Themenkomplex Umwelt–Klima–Nachhaltigkeit 
ist eines der entscheidenden globalen Problemfelder, 
das beherrschbar gemacht werden muss. Die Bundes-
regierung setzt hier einen Schwerpunkt. Das Profi l 
dieses Bereiches muss allerdings deutlich geschärft 
werden. Die Expertenkommission schlägt eine strate-
gische Ausrichtung auf „nachhaltiges Wirtschaften“ 
vor. Insbesondere wenn es als Einheit verstanden 
wird, bietet das Themenbündel nachhaltige Energie-
versorgung, Umwelttechnologien, nachhaltige Pro-
duktion und Ressourceneffi zienz sowie Klimafor-
schung einen sinnvollen Ansatzpunkt für eine 
nachhaltigkeitsorientierte Innovationsförderung. 

Für Deutschland ergeben sich im Themenfeld nachhal-
tiges Wirtschaften hervorragende Möglichkeiten, ein-
schlägige Technologien und Dienstleistungen für den 
Weltmarkt zu entwickeln und dort abzusetzen. Dies 
fördert nicht nur nachhaltiges Wirtschaften in Indus-
trie- und Schwellenländern, sondern unterstützt auch 
die Entstehung neuer Leitmärkte in Deutschland. 

Inkrementelle Innovationen dominieren – radikale 
Innovationen ermöglichen

Deutschland erreicht Innovationserfolge im Bereich 
der hochwertigen Technologie, innerhalb der beson-
ders FuE-intensiven Spitzentechnologie belegt es 
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keinen vorderen Rangplatz. Vom global überdurch-
schnittlichen Wachstum der Branchen der Spitzen-
technik und der wissensintensiven Dienstleistungen 
profi tiert Deutschland nur in geringem Ausmaß.

Um am Wachstum dieser Wirtschaftsbereiche stärker 
teilhaben zu können, müssen in Deutschland verstärkt 
neue Wertschöpfungspotenziale vor allem auf Basis 
von Ergebnissen der Grundlagenforschung erschlos-
sen werden. Hemmnisse für solche Innovationen 
sollten ausgeräumt werden, um Zukunftsindustrien in 
Deutschland leichter zu etablieren und um Innovati-
onsvorsprünge in den etablierten Industrien ausbauen 
zu können. 

Wesentliche Träger radikal neuer Formen von Wert-
schöpfung sind neue Unternehmen. Deutschland lässt 
allerdings eine spürbare Gründungsdynamik in der 
Spitzentechnologie und bei wissensintensiven Dienst-
leistungen vermissen. Niedrige Gründungszahlen 
bergen die Gefahr, dass neue Technologien hierzulan-
de nicht oder nicht schnell genug Fuß fassen können. 
Die Chance, im Wettbewerb mit anderen Standorten 
nachhaltige Arbeitsplatzeffekte zu erzeugen, sollte 
besser genutzt werden.

Die Gründungsschwäche ist auf verschiedene Ur-
sachen zurückzuführen und wird auch von der in 
Deutschland seit langem mangelhaft ausgeprägten 
Gründungskultur beeinfl usst. Finanzierungs- und 
Steuersituation wie auch vielfältige bürokratische 
Hemmnisse für Unternehmensgründungen sind nicht 
allein verantwortlich, tragen aber erheblich zu einem 
ungünstigen Umfeld für Gründungen bei. Die Exper-
tenkommission empfi ehlt der Bundesregierung, kon-
sequent auf weitere Verbesserungen der Rahmenbe-
dingungen für Gründungen in der Spitzentechnologie 
hinzuarbeiten.


